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Wenn alle gängigen Vollstreckungs-
maßnahmen ausgeschöpft sind, 
kann die Pfändung und Vollstre-
ckung im Grundbuch die „letzte 
Rettung“ sein. Wer weiß, wie es 
geht, kann bestenfalls doch noch 
die gesamte Forderung „rausholen“. 

Der Autor liefert genau das Wissen, 
das hierzu erforderlich ist. Er zeigt 
taktische Kniffe auf, benennt das 
Kostenrisiko und stellt die rele- 
vanten Pfändungsmöglichkeiten 
detailliert dar. So werden die Pfän-
dung in Rechtsgemeinschaften, 
Grundpfandrechte oder sonstige 
Rechte sowie Zwangssicherungs- 
und Arresthypotheken ausführlich 
behandelt.

Der Leser erhält eine praxisnahe 
Anleitung, die ihn zügig und sicher 
ans Ziel führt. Hierbei helfen ihm 

• Schaubilder,

• taktische Hinweise, 

• Formulierungsvorschläge und  

• Beispielrechnungen.

Wichtige Gesetzesänderungen 
sind enthalten: z.B. zum Woh-
nungseigentumsmodernisie-
rungsgesetz – WEMoG, Sanie-
rungs- und Insolvenzrechtsfort- 
entwicklungsgesetz – SanInsFoG, 
Unternehmensstabilisierungs- 
und -restrukturierungsgesetz - 
StaRUG, Kostenrechtsänderungs-
gesetz 2021 – KostRÄG 2021 und 
auch die Reform des Bauvertrags-
rechts.

Der Autor, Dipl.-Rechtspfleger 
Udo Hintzen, ist Professor u.a. für 
Zwangsvollstreckungsrecht an 
der HWR Berlin und Mitheraus-
geber und Schriftleiter der Zeit-
schrift „Der Deutsche Rechtspfle-
ger“. Als ausgewiesener Experte 
gibt er Ihnen ein wirkungsvolles 
Instrument für die erfolgreichere 
Vollstreckung an die Hand – zur 
Zufriedenheit Ihrer Mandanten.
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Vorwort

Die Zwangsvollstreckung in VermÇgensrechte, die sich aus dem Grundbuch erge-
ben bzw. sich auf das GrundstÅck beziehen, wird nur selten in Anspruch genom-
men. Der Grund liegt mÇglicherweise in den praktischen und rechtlichen Proble-
men, die aus der Verzahnung des allgemeinen Zwangsvollstreckungsrechts mit
Fragen des materiellen und formellen Grundbuchrechts und nicht zuletzt mit dem
Recht der Zwangsversteigerung resultieren. Diese !ußerst komplexen Fragen sind
nicht immer einfach und eindeutig zu beantworten.

Die Rechtspf!ndung und mÇgliche Sicherung im Grundbuch bietet aber durchaus
vielversprechende Realisierungschancen, die der Gl!ubiger nicht ungenutzt lassen
sollte. Das vorliegende Werk stellt eine praktische Anleitung zur Vorgehensweise
bei der Pf!ndung von VermÇgens- und AuseinandersetzungsansprÅchen dar, erl!u-
tert die MÇglichkeiten der Absicherung im Grundbuch und behandelt Fragen des
Antragsrechts zur Auseinandersetzungsversteigerung (Teilungsversteigerung). Ne-
ben den Themenkomplexen Rechtsgemeinschaften und Rechte am GrundstÅck
werden auch die Zwangssicherungshypothek und die Arresthypothek ausfÅhrlich
erl!utert.

Das Werk will dem Gl!ubiger eine praxisgerechte Hilfestellung geben. Mit "ber-
sichten, hervorgehobenen taktischen Hinweisen und Formulierungsvorschl!gen er-
h!lt der Leser alle wichtigen Informationen und Hilfsmittel. Der Leitfaden orien-
tiert sich an der aktuellen Rechtsprechung, insbesondere des BGH. Bei der
Auswahl der Pf!ndungsmÇglichkeiten sind nur die VollstreckungsansprÅche inten-
siver erÇrtert, die bei der Auswertung des Grundbuchs in der Praxis auch tats!ch-
lich vorkommen.

Seit der Vorauflage waren einige wichtige Gesetzes!nderungen einzuarbeiten, z.B.
das Gesetz zur FÇrderung der Elektromobilit!t, zur Modernisierung des Wohnungs-
eigentumsgesetzes und zur #nderung von kosten- und grundbuchrechtlichen Vor-
schriften (Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetz – WEMoG), das Gesetz zur
Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs- und Insolvenz-
rechtsfortentwicklungsgesetz – SanInsFoG), das Gesetz Åber den Stabilisierungs-
und Restrukturierungsrahmen fÅr Unternehmen (Unternehmensstabilisierungs- und
-restrukturierungsgesetz – StaRUG), das Gesetz zur #nderung des Justizkosten-
und des RechtsanwaltsvergÅtungsrechts und zur #nderung des Gesetzes zur Abmil-
derung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfah-
rensrecht (Kostenrechts!nderungsgesetz 2021 – KostR#G 2021) und auch die Re-
form des Bauvertragsrechts, zur #nderung der kaufrechtlichen M!ngelhaftung, zur
St!rkung des zivilprozessualen Rechtsschutzes und zum maschinellen Siegel im
Grundbuch- und Schiffsregisterverfahren.
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Am 22.1.2021 wurde der Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Per-
sonengesellschaftsrechts (Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetz –
MoPeG) – BR-Drs. 59/21 – vorgelegt. Der Entwurf verfolgt das Ziel, das Recht der
Gesellschaft bÅrgerlichen Rechts zu konsolidieren und die geltenden Vorschriften
an die praktischen BedÅrfnisse von Gesellschaften und Gesellschaftern anzupassen.
HierfÅr sollen die Vorschriften auf das Leitbild einer auf Dauer angelegten Gesell-
schaft bÅrgerlichen Rechts ausgerichtet werden, die als solche am Rechtsverkehr
teilnimmt, selbst Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen kann und hier-
fÅr durch Eintragung in ein eigenes Gesellschaftsregister mit Subjektpublizit!t aus-
gestattet werden kann. Die Gesetzes!nderungen sollen am 1.1.2023 in Kraft treten.
Da der Gesetzesentwurf sich zurzeit erst in der AnhÇrungsphase befindet und nicht
abzusehen ist, ob und welche #nderungen noch vorgenommen werden und das Da-
tum des In Kraft tretens abzuwarten bleibt, wurde von der Einarbeitung abgesehen.

Die Vorauflage wurde offenbar Åberaus gut in der Praxis aufgenommen. Offen-
sichtlich besteht ein großes Interesse an einer kompakten Zusammenfassung dieser
Vollstreckungsmaterie, die zahlreiche materiell-rechtliche Rechtsfragen mit voll-
streckungs- und grundbuchrechtlichen Voraussetzungen und Wirkungen verbindet.
Dem Verlag gilt mein Dank fÅr die Herausgabe und Betreuung dieses Werkes sowie
der Werke „Vollstreckung durch den Gerichtsvollzieher“, „Forderungspf!ndung“
und „Zwangsversteigerung von Immobilien“.

Kritik und Anregungen aus der Leserschaft werden jederzeit dankbar entgegen-
genommen.

Berlin, im April 2021 Udo Hintzen

Vorwort
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§ 1 Pf!ndung in Rechtsgemeinschaften

A. Einleitung

I. Erbenermittlung

Zwangsvollstreckungen dauern oft Åber Jahre und Jahrzehnte an. Hin und wieder
kommt es zu der Situation, dass der Schuldner verstirbt, bevor der Gl!ubiger seinen
titulierten Anspruch beitreiben konnte. Zwar kann der Gl!ubiger eine Zwangsvoll-
streckung, die zzt. des Todes des Schuldners bereits begonnen hat, ohne Klausel-
umschreibung und erneute Zustellung in seinen Nachlass fortsetzen (§ 779 Abs. 1
ZPO),1 jedoch muss ihm der Nachlass auch bekannt sein. Regelm!ßig wird der
Gl!ubiger zun!chst die Erben ermitteln, um dann den Titel gegen den oder die Er-
ben umschreiben zu lassen (§ 727 ZPO).

Um den Tod des Schuldners festzustellen, kann der Gl!ubiger
nn beim Einwohnermeldeamt (erweiterte Melderegisterauskunft),
nn beim Nachlassgericht, wo der Schuldner zuletzt gewohnt hat,
nn beim Standesamt des Geburtsortes des Schuldners, da dieses von dem Standes-

amt des Sterbeortes informiert wird und
nn vorsichtshalber auch beim Standesamt des letzten Wohnsitzes des Schuldners

nachfragen.2

Je nach ReligionszugehÇrigkeit des Erblassers kommt vielleicht auch eine Anfrage
beim Evangelischen Zentralarchiv (EZA) in Berlin oder beim Katholischen Kir-
chenbuchamt der Deutschen Bischofskonferenz in Betracht.

Wurde die Geburt nicht im Geltungsbereich des Grundgesetzes beurkundet, hat
jahrzehntelang die Hauptkartei fÅr Testamente beim AG SchÇneberg die Funktion
des Geburtsstandesamts eines Erblassers Åbernommen. Beim AG SchÇneberg wur-
den Verwahrungsnachrichten fÅr erbfolgerelevante Urkunden registriert, wenn der
Erblasser nicht im Inland geboren war, wozu zu Zeiten der deutschen Teilung auch
das Gebiet der ehemaligen DDR gehÇrte. FÅr Sterbef!lle, die nach dem 30.4.2014
beurkundet wurden, erteilt das Zentrale Testamentsregister bei der Bundesnotar-
kammer Auskunft; das AG SchÇneberg hat den Betrieb des Hauptverzeichnisses
eingestellt.

Alle BehÇrden sind dem Gl!ubiger bei Vorlage der Vollstreckungsunterlagen zur
Auskunft verpflichtet (§ 792 ZPO).

Zur Klauselumschreibung auf den Erben oder zur Grundbuchberichtigung auf
den Erben (§ 35 GBO) benÇtigt der Gl!ubiger entweder einen Erbschein oder ein

§ 1
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notarielles Testament mit dem nachlassgerichtlichen ErÇffnungsprotokoll. Mit ei-
nem eingezogenen Erbschein kann der Nachweis der Erbfolge nicht gefÅhrt wer-
den.3 Diese Unterlagen kann der Gl!ubiger vom Nachlassgericht herausverlangen
(§ 792 ZPO). Sofern kein notarielles Testament vorhanden ist, kann der Gl!ubiger
auch den Erbscheinsantrag selbst stellen und die notwendige eidesstattliche Erkl!-
rung abgeben.4

II. Nachlassgl!ubiger – Eigengl!ubiger

Nachlassgl!ubiger ist derjenige, der bereits vor dem Erbfall einen Anspruch gegen
den Erblasser hatte.

Eigengl!ubiger ist derjenige, der erst nach dem Erbfall gegen den Erben einen An-
spruch erlangt hat.

Vor Annahme der Erbschaft kann der Eigengl!ubiger nur in das EigenvermÇgen
des Schuldners vollstrecken und nicht in den Nachlass (§ 778 Abs. 2 BGB). Sollte
der Schuldner die Erbschaft ausschlagen, ist der an seine Stelle tretende Erbe kein
Rechtsnachfolger.

Der Nachlassgl!ubiger kann eine Nachlassverbindlichkeit (§ 1967 Abs. 2 BGB)
vor Erbschaftsannahme nur in den Nachlass vollstrecken (§ 778 Abs. 1 ZPO), gegen
den Erben selbst hat er „noch“ keinen persÇnlichen Anspruch (§ 778 Abs. 2 ZPO).
Hatte die Vollstreckung noch nicht begonnen, ist auf Antrag des Gl!ubigers ein
Nachlasspfleger fÅr die unbekannten Erben zu bestellen (§§ 1961, 1960 Abs. 3
BGB),5 auf den die Klausel umzuschreiben ist.6

Hatte die Vollstreckung bereits begonnen, kann sie ohne Klauselumschreibung
und erneute Zustellung in den Nachlass fortgesetzt werden. Auch neue Vollstre-
ckungsmaßnahmen kÇnnen eingeleitet werden (§ 779 Abs. 1 ZPO).7 Der Umstand,
dass dem Gl!ubiger keine Nachlassgegenst!nde bekannt sind und er sich nicht in
der Lage sieht, weitere Vollstreckungsmaßnahmen durchfÅhren zu kÇnnen, begrÅn-
det nach Åberwiegender Meinung kein RechtsschutzbedÅrfnis fÅr einen Antrag
nach § 1961 BGB. Das Vollstreckungsinteresse des Gl!ubigers gebietet nicht, den
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3 BGH vom 17.9.2020, V ZB 8/20, FamRZ 2021, 151.
4 OLG MÅnchen vom 29.7.2014, 31 Wx 273/13, Rpfleger 2015, 31; OLG Hamm vom 10.6.1985, 15

W 131/85, FamRZ 1985, 1185; LG Leipzig vom 19.5.2008, 4 T 445/08, Rpfleger 2008, 655; LG Es-
sen vom 2.6.1986, 7 T 254/86, Rpfleger 1986, 387; LG MÅnchen I vom 30.1.1996, 16 T 22904/95,
FamRZ 1998, 1067.

5 OLG Braunschweig vom 24.10.2019, 1 W 26/19, FamRZ 2020, 458; LG Oldenburg vom 7.12.1981,
5 T 389/81, Rpfleger 1982, 105; einschr!nkend KG vom 24.2.1998, 1 W 364/98, NJW-RR 1999,
157: kein Nachlasspfleger bei hoher Wahrscheinlichkeit der Erbenfeststellung.

6 BayObLG vom 18.7.1991, 3 Z 82/91, Rpfleger 1992, 28.
7 HansOLG Hamburg vom 7.5.2019, 2 W 36/19, FamRZ 2020, 1031; LG Stuttgart vom 14.10.1986,

2 T 694/86, DGVZ 1987, 12; AG Bremen vom 22.12.2014, 243 M 431992/14, JurBÅro 2015, 209;
ZÇller/Geimer, ZPO, § 779 Rn 4; Behr, JurBÅro 1996, 120; Behr, Rpfleger 2002, 2 ff.
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Vorrang des § 779 Abs. 1 ZPO vor § 1961 BGB fÅr den Fall einzuschr!nken, dass
dem Gl!ubiger Nachlassgegenst!nde nicht bekannt sind, in die er vollstrecken
kann. Es ist grunds!tzlich auch nicht Aufgabe eines Nachlasspflegers, fÅr die Be-
friedigung der Nachlassgl!ubiger zu sorgen. Es ist nicht Aufgabe des Nachlasspfle-
gers zugunsten eines Gl!ubigers den Nachlassbestand und damit verwertbare Nach-
lassgegenst!nde erst zu ermitteln, um diesen Gl!ubiger befriedigen zu kÇnnen.8

Ist fÅr die Vollstreckung die Anwesenheit des Schuldners erforderlich, kann auf
Antrag des Gl!ubigers durch das Vollstreckungsgericht ein einstweiliger besonde-
rer Vertreter bestellt werden (§ 779 Abs. 2 ZPO).9

Eine Anwesenheit oder Mitwirkung des Schuldners ist z.B. notwendig fÅr die Zu-
stellung des Pf!ndungs- und "berweisungsbeschlusses (§ 829 Abs. 2 ZPO), fÅr die
AnhÇrung durch das Vollstreckungsgericht im Pf!ndungsverfahren (z.B. nach
§ 850b ZPO) und fÅr die Bekanntmachung einer Anschlusspf!ndung durch den Ge-
richtsvollzieher (§ 826 Abs. 3 ZPO).

Ist Testamentsvollstreckung angeordnet und hat der Testamentsvollstrecker sein
Amt angenommen, ist er der ausschließliche Vertreter fÅr die Erben.

Ist der Schuldner Miterbe in einer Erbengemeinschaft, besteht zun!chst kein Un-
terschied in der Vollstreckung zur Alleinerbfolge. Der Eigengl!ubiger kann vor der
Erbschaftsannahme nicht vollstrecken, auch nicht den Erbanteil pf!nden. Der
Nachlassgl!ubiger kann mit seinem Titel wegen einer Nachlassverbindlichkeit in
den Nachlass vollstrecken.

Nach Annahme der Erbschaft ist die Zwangsvollstreckung sowohl fÅr den Nach-
lassgl!ubiger als auch fÅr den Eigengl!ubiger unbeschr!nkt zul!ssig, beide kÇnnen
in den Nachlass, aber auch in das EigenvermÇgen des Schuldners vollstrecken. Die
Nachlassschulden werden wie Eigenschulden behandelt, da die Erbschaft nunmehr
mit allen Rechten und Pflichten auf den schuldnerischen Erben Åbergegangen ist.
W!hrend der Eigengl!ubiger nichts weiter unternehmen muss, hat der Nachlass-
gl!ubiger den vorhandenen Titel auf den Erben umschreiben zu lassen (§ 727
ZPO).

Hat der Alleinerbe die Einreden gem. §§ 2014, 2015 BGB erhoben, darf die
Zwangsvollstreckung nur zur Sicherheit erfolgen (§ 782 ZPO). Bei Beschr!n-
kung der Haftung auf den Nachlass ist eine Zwangsvollstreckung auch nur in den
Nachlass zul!ssig (§ 784 Abs. 1 ZPO, § 321 InsO).

Bei einer Erbengemeinschaft muss sich der Nachlassgl!ubiger entweder einen Ti-
tel gegen alle Erben verschaffen, § 747 ZPO, oder die Klausel gegen alle Erben um-
schreiben lassen; er kann in das NachlassvermÇgen vollstrecken, nicht jedoch in
das EigenvermÇgen.

A. Einleitung § 1
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9 Vgl. LG Oldenburg vom 7.12.1981, 5 T 389/81, Rpfleger 1982, 105.
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FÅr den Eigengl!ubiger ist der Schuldner nach der Erbschaftsannahme Miterbe
einer Erbengemeinschaft. Er kann zun!chst nicht vollstrecken, da die Erbmasse
den Erben insgesamt ungeteilt zusteht. Die Erben mÅssen sich zun!chst auseinan-
dersetzen, erst danach ist ein „vollstreckbarer“ Anteil des Schuldners vorhanden.

1. Eigengl!ubiger kÇnnen in EigenvermÇgen des Erben immer vollstrecken, in den
Nachlass nur wie folgt:

Schaubild 1a: Vollstreckung im Todesfall

Vor Annahme
der Erbschaft

Nach Annahme der
Erbschaft

Haftungsbeschr!n-
kung

Alleinerbe Vollstreckung
nicht mÇglich
(§ 778 Abs. 2
ZPO). Bei Ver-
stoß: § 766 oder
§ 771 ZPO fÅr Er-
ben wahlweise,
fÅr Gl!ubiger des
Erben nur § 766
ZPO.

Vollstreckung mÇg-
lich; ausnahmsweise
aber nur zur Sicher-
heit, wenn Erbe Ein-
reden nach §§ 2014,
2015 BGB erhebt
(§§ 783, 782 ZPO).
Bei Verstoß: Klage
gem. §§ 785, 767
ZPO.

Vollstreckung nicht
mÇglich, § 784 Abs. 2
ZPO, § 321 InsO. Bei
Verstoß: Klage gem.
§§ 784, 785, 767 ZPO.

Miterbengemein-
schaft

s.o. s.o.
Aber: Vor Teilung:
Vollstreckung nur in
den Miterbenanteil
(§ 859 Abs. 2 ZPO),
weil Gl!ubiger nur
Gl!ubiger des einen
Miterben ist. Bei Ver-
stoß: Erinnerung
(§ 766 ZPO oder
§ 771 ZPO), Klage
seitens der anderen
Erben.
Nach Teilung: Voll-
streckung in das Ge-
samtvermÇgen mÇg-
lich, da kein Nachlass
mehr vorhanden.

s.o.

Pf!ndung in Rechtsgemeinschaften
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2. Nachlassgl!ubiger bei Fortsetzung der Zwangsvollstreckung nach dem Tode in
alle Nachlassgegenst!nde ohne Weiteres mÇglich, § 779 ZPO bei "bergriffen:
§§ 766, 732 ZPO, da keine Klausel; auch § 771 ZPO, falls in EigenvermÇgen voll-
streckt wird. Sonst gilt Folgendes:

Schaubild 1b: Vollstreckung im Todesfall

Vor Annahme
der Erbschaft

Nach Annahme der
Erbschaft

Haftungsbeschr!n-
kung

Alleinerbe Vollstreckung nur
in Nachlass mÇg-
lich (Pfleger-
bestellung und Ti-
telumschreibung)
§ 778 Abs. 1 ZPO.
Bei Verstoß:
§§ 766, 771 ZPO.

Vollstreckung in Ei-
gen- und Nachlass-
vermÇgen mÇglich!
(Umschreibung des
Titels oder Klage ge-
gen Erben, § 778
ZPO); nur zur Sicher-
heit, wenn Erbe Ein-
reden geltend macht
(§§ 2014, 2015 BGB,
§ 782 ZPO). Bei Ver-
stoß: Klage gem.
§§ 785, 767 ZPO.

Vollstreckung nur in
Nachlass mÇglich
(§ 784 Abs. 1 ZPO,
§ 321 InsO). Bei Ver-
stoß: Klage gem.
§§ 781, 784, 785, 767
ZPO. Bei Verurteilung
des Erben zus!tzlich
Haftungsvorbehalt
(§ 780 ZPO), sonst kein
Erfolg der Klage aus
§ 767 ZPO.

Miterbengemein-
schaft

s.o. s.o.
Aber: Vor Teilung:
Vollstreckung nur in
den Miterbenanteil,
Titel gegen einen Er-
ben (Originaltitel
oder Umschreibung
auf den einen Er-
ben) = Gesamtschuld-
klage/-vollstreckung
(§ 2059 Abs. 1 BGB)
oder nur in ungeteil-
ten Nachlass (Nach-
lassgegenst!nde oder
alle Anteile), wenn
Titel gegen alle Erben
(Originaltitel oder
Umschreibung), § 747
ZPO, § 2059 Abs. 2
BGB = Gesamthand-
sklage/-vollstreckung.

s.o.
Vor Teilung: falls unbe-
schr!nkte Haftung:
Teilhaftung mit Eigen-
vermÇgen = § 2059
Abs. 1 S. 2 BGB.

A. Einleitung § 1
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Vor Annahme
der Erbschaft

Nach Annahme der
Erbschaft

Haftungsbeschr!n-
kung

Niemals aber in Ei-
genvermÇgen. Bei
Verstoß: Klage gem.
§§ 781, 785, 767
ZPO.

Nach Teilung: Voll-
streckung in das Ge-
samtvermÇgen mÇg-
lich, da kein Nachlass
vorhanden. MÇglich
auch Teilhaftung
gem. § 2061 BGB
(der HÇhe nach). Bei
Verstoß: Klage gem.
§§ 781, 785, 767
ZPO.

Nach Teilung:
keine Nachlassverwal-
tung mehr mÇglich
(§ 2062 BGB).

B. Miterbenanteil

I. Erbengemeinschaft

Hinterl!sst der Erblasser mehrere Erben, so gebÅhrt der Nachlass den Erben ge-
meinschaftlich (§ 2032 Abs. 1 BGB). Keiner der Erben kann allein Åber seinen An-
teil an einzelnen Nachlassgegenst!nden verfÅgen (§ 2033 Abs. 2 BGB). Die Erben-
gemeinschaft ist eine „Zwangsgemeinschaft“, sie entsteht unabh!ngig vom Willen
der Miterben kraft Gesetzes mit dem Erbfall.10 Ihr Zweck ist nicht auf Dauer aus-
gerichtet,11 sondern Ziel ist die zÅgige Auseinandersetzung des Nachlassver-
mÇgens. Bis zur Auseinandersetzung kÇnnen die Erben Åber einzelne Nachlass-
gegenst!nde auch nur gemeinschaftlich verfÅgen (§ 2040 Abs. 1 BGB). Da der
einzelne Miterbe in die Erbengemeinschaft (Zwangsgemeinschaft) nicht freiwillig
eingetreten ist, kann er diese Gemeinschaft jederzeit verlassen, indem er Åber sei-
nen Anteil an dem Nachlass als Inbegriff aller Rechte und Pflichten verfÅgt (§ 2033
Abs. 1 S. 1 BGB). Korrespondierend ist daher auch eine Zwangsvollstreckung ge-
gen einen Miterben nicht in einen einzelnen Nachlassgegenstand mÇglich, sondern
nur in den gesamten Nachlassanteil (§ 859 Abs. 2 ZPO).12

Pf!ndung in Rechtsgemeinschaften
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10 BayObLGZ 32, 381.
11 MÅKo-BGB/Ann, § 2042 Rn 1.
12 BGH vom 12.5.1969, VIII ZR 86/67, BGHZ 52, 99 = NJW 1969, 1347 = Rpfleger 1969, 290.
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Allerdings kann die VerfÅgung eines Miterben Åber seinen Anteil am Nachlass
vor Auseinandersetzung unwirksam sein. Von einer Unwirksamkeit ist dann aus-
zugehen, wenn der Miterbe Åber seinen Anteil am letzten VermÇgensgegenstand
der Erbengemeinschaft (hier: HausgrundstÅck) in der Weise verfÅgt, dass er seinen
Anspruch aus dem ErlÇs des zum Verkauf anstehenden Gegenstandes gegen den
anderen Miterben an einen Dritten abtritt.13

1. Auseinandersetzungsanspruch

Der Auseinandersetzungsanspruch nach § 2042 Abs. 1 BGB, wonach jeder Miterbe
grunds!tzlich jederzeit die Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft verlangen
kann (auch zur Unzeit, es sei denn, es verstÇßt gegen den Grundsatz von Treu und
Glauben, § 242 BGB),14 ist als selbstst!ndiges VermÇgensrecht nicht pf!ndbar.
Dieser Auseinandersetzungsanspruch wird von der Pf!ndung des gesamten Nach-
lassanteils des einzelnen Miterben umfasst.15

Eine ausdrÅckliche Erw!hnung des Anspruchs im Pf!ndungsbeschluss ist nicht er-
forderlich, in der Praxis jedoch Åblich und auch nÅtzlich.16

2. KÅnftiger Erbanteil

Ein kÅnftiger Erbanteil unterliegt ebenso wenig der Pf!ndung wie ein Anwart-
schaftsrecht auf eine Erbschaft z.B. eines Schlussmiterben aufgrund einer letztwil-
ligen VerfÅgung in einem Berliner Testament. Trotz der Bindungswirkung gem.
§ 2270 BGB ist dieser Anspruch nicht pf!ndbar, sondern eine Pf!ndung erst nach
dem Erbfall mÇglich.17 Eine Pf!ndung von Erbteilen oder PflichtteilsansprÅchen
ist vor Eintritt des Erbfalls nicht zul!ssig.18 Es liegt hier noch kein pf!ndbares
Recht vor, lediglich eine bloße Hoffnung oder die Aussicht auf eine Erbschaft;
jede rechtliche Gebundenheit des Erblassers den zukÅnftigen Erben gegenÅber
fehlt.

3. Nacherbschaft

Solange der Erblasser noch lebt, ist das Nacherbenrecht als kÅnftiger Anspruch
unpf!ndbar. Erst nach dem Tode des Erblassers ergibt sich fÅr den Nacherben ein
Recht auf die kÅnftige Erbschaft, welches der Pf!ndung unterliegt.19

B. Miterbenanteil § 1
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13 OLG MÅnchen vom 11.12.1998, 21 U 4462/98, NJWE-FER 1999, 93.
14 LG DÅsseldorf, FamRZ 1955, 303, 304.
15 Baumbach/Lauterbach/Hartmann/Nober, ZPO, § 859 Rn 6; ZÇller/Herget, ZPO, § 859 Rn 15; Hint-

zen/Wolf, Rn 6.326; Musielak/Voit/Flockenhaus, ZPO, § 859 Rn 19.
16 Diepold/Hintzen, Musterantr!ge fÅr Pf!ndung und "berweisung, Muster 123.
17 RG vom 17.3.1908, VII 179/07, RGZ 67, 428; BGH vom 4.7.1962, V ZR 14/61, NJW 1962, 1910.
18 LG Trier vom 9.7.2018, 5 T 48/18, FamRZ 2018, 1768.
19 StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.252.
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Eine Pf!ndungsmÇglichkeit ergibt sich erst im Fall der Nacherbschaft (§ 2108
Abs. 2 BGB). Stirbt der eingesetzte Nacherbe vor dem Eintritt des Falls der Nach-
erbfolge, aber nach dem Eintritt des Erbfalls, so geht sein Recht auf seine Erben
Åber (Nacherbenanwartschaftsrecht). Das Gesetz spricht hier ausdrÅcklich von ei-
nem Recht, welches Åbertragbar und damit pf!ndbar ist.20

Ist der Schuldner alleiniger Nacherbe, kÇnnen die Eigengl!ubiger das Anwart-
schaftsrecht pf!nden (§ 857 Abs. 1, § 829 ZPO).21

Streitig ist die Frage, ob der Vorerbe Drittschuldner und der Pf!ndungsbeschluss
zur Wirksamkeit zwingend an ihn zuzustellen ist oder ob es sich um ein drittschuld-
nerloses Recht handelt.22 Dem Gl!ubiger ist in jedem Fall zu raten, die Pf!ndung
dem Vorerben zuzustellen, um einen eventuellen Rechtsverlust zu vermeiden.

Haben die Erben sich bereits auseinandergesetzt, ist eine Pf!ndung in den Nach-
lassanteil nicht mehr mÇglich, die Vollstreckung muss dann gegen den ehemaligen
Miterben und jetzigen Alleinschuldner durchgefÅhrt werden.

4. Pflichtteilsanspruch

Jede Forderung, die auf Zahlung in Geld gerichtet ist, kann grunds!tzlich gepf!ndet
werden. Ob die Forderung betagt, bedingt, zeitbestimmt oder von einer Gegenleis-
tung abh!ngig ist, ist hierbei unerheblich. Eine Pf!ndung von PflichtteilsansprÅ-
chen ist vor Eintritt des Erbfalls jedoch nicht zul!ssig.23 Gleiches gilt fÅr den
Pflichtteilserg!nzungsanspruch § 2325 BGB.24 Der Pflichtteilsanspruch ist eine
Åbertragbare Geldforderung und daher grunds!tzlich pf!ndbar. Sonstige EinkÅnf-
te, die kein Erwerbseinkommen sind, kÇnnen nur fÅr unpf!ndbar erkl!rt werden,
soweit dies erforderlich ist, damit dem Schuldner ein unpf!ndbares Einkommen in
HÇhe der von § 850c Abs. 1, 2a ZPO bestimmten Grundbetr!ge verbleibt. Sonstige
EinkÅnfte sind nur eigenst!ndig erwirtschaftete EinkÅnfte. AnsprÅche aus einem
Pflichtteilsanspruch z!hlen nicht hierzu.25 Allerdings ist der Pflichtteilsanspruch
der Pf!ndung nur dann unterworfen, wenn er durch Vertrag anerkannt oder rechts-
h!ngig geworden ist (§ 852 Abs. 1 ZPO). Diese Voraussetzungen muss der Gl!ubi-
ger grunds!tzlich bei der Pf!ndung vortragen. Drittschuldner ist der Erbe bzw. die
Erben in Erbengemeinschaft.

Pf!ndung in Rechtsgemeinschaften
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20 LG Stuttgart vom 28.12.2009, 1 T 96/09, juris.
21 Gaul/Schilken/Becker-Eberhard, § 21 Rn 58.
22 Zum Meinungsstreit LG Stuttgart vom 28.12.2009, 1 T 96/09, juris: Der Vorerbe ist Drittschuldner;

vgl. auch StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.254.
23 LG Trier vom 9.7.2018, 5 T 48/18, FamRZ 2018, 1768.
24 LG Hildesheim vom 30.1.2009, 4 O 307/08, FamRZ 2009, 1440.
25 BGH vom 7.4.2016, IX ZB 69/15, Rpfleger 2016, 590.
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Der BGH26 vertritt hierzu jedoch die Auffassung, dass ein Pflichtteilsanspruch
auch bereits vor vertraglicher Anerkennung oder Rechtsh!ngigkeit entgegen
§ 852 Abs. 1 ZPO gepf!ndet werden kann.27 Der BGH bezeichnet den Anspruch
„als in seiner zwangsweisen Verwertbarkeit aufschiebend bedingt“. Die Vorver-
lagerung des Gl!ubigerpfandrechts beeintr!chtigt nicht die Handlungs- und Ent-
scheidungsfreiheit des Schuldners. Bei einer derart eingeschr!nkten Pf!ndung er-
wirbt der Gl!ubiger bei Eintritt der Verwertungsvoraussetzungen ein vollwertiges
Pfandrecht, dessen Rang sich nach dem Zeitpunkt der Pf!ndung bestimmt.28 In sei-
ner Entscheidung vom 26.2.2009 hat der BGH29 ausdrÅcklich klargestellt, dass der
Antrag des Gl!ubigers auf Erlass eines Pf!ndungsbeschlusses und dieser Beschluss
keine Angaben dazu enthalten mÅssen, ob vertragliche Anerkennung oder Rechts-
h!ngigkeit vorliegen. Im Hinblick auf die missverst!ndliche Formulierung des
§ 852 Abs. 1 ZPO wird den Vollstreckungsgerichten bis zu einer gesetzlichen Rege-
lung empfohlen, in den Pf!ndungsbeschluss in allgemein verst!ndlicher Form einen
Hinweis aufzunehmen, dass die Verwertung des Anspruchs erst erfolgen darf, wenn
diese Voraussetzungen erfÅllt sind.

Zur Verwertung hat der BGH30 klargestellt, dass sie regelm!ßig wie bei anderen
Geldforderungen auch durch "berweisung zur Einziehung erfolgt. Sie wird aber
erst zul!ssig, wenn der Vollstreckungsgl!ubiger ihre Voraussetzungen, n!mlich An-
erkennung oder Rechtsh!ngigkeit, nachweist. Kann er diesen Nachweis schon bei
Antragstellung fÅhren, kann der "berweisungsbeschluss zugleich mit dem Pf!n-
dungsbeschluss ergehen, im anderen Fall ist er erst bei Eintritt der Beweisbarkeit
zu beantragen und zu erlassen. Der Gl!ubiger kann in entsprechender Anwendung
von § 836 Abs. 3 ZPO insoweit Auskunft vom Schuldner verlangen. Die Rechtslage
ist hier anders als bei Grundpfandrechten, die von Anfang an voll pf!ndbar sind,
deren Pf!ndung aber von der Eintragung im Grundbuch bzw. der Erlangung des
Briefes abh!ngt.

Dennoch bedeutet dies fÅr den Gl!ubiger eine vollwertige VollstreckungsmÇg-
lichkeit ab dem Zeitpunkt des Erbfalls, jedoch bleibt es nach wie vor dem Schuld-
ner Åberlassen, ob er seinen Pflichtteilsanspruch gegen die Erben durchsetzen will
oder nicht. In seinem Pf!ndungsantrag muss der Gl!ubiger zu den Voraussetzungen
des § 852 Abs. 1 ZPO allerdings nichts mehr sagen.

B. Miterbenanteil § 1
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26 BGH vom 8.7.1993, IX ZR 116/92, NJW 1993, 2876 = Rpfleger 1994, 73 = FamRZ 1993, 1307.
27 So auch OLG KÇln vom 6.3.2013, 2 U 160/12, juris; OLG MÅnchen vom 11.3.2010, 34 Wx 10/10,

Rpfleger 2010, 312 = NZI 2010, 527.
28 OLG DÅsseldorf vom 5.3.1999, 7 U 143/98, FamRZ 2000, 367.
29 BGH vom 26.2.2009, VII ZB 30/08, Rpfleger 2009, 393 = FamRZ 2009, 869.
30 BGH vom 26.2.2009, VII ZB 30/08, Rpfleger 2009, 393 = FamRZ 2009, 869.
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II. Pf!ndung

1. Verfahren

Die Pf!ndung des Anteils des schuldnerischen Miterben am gesamten Nachlass er-
folgt gem. §§ 857 Abs. 1, 829 ZPO. Gepf!ndet wird der angebliche Miterbenanteil
des Schuldners am Nachlass des Erblassers, insbesondere der Anspruch auf Aus-
einandersetzung. Drittschuldner dieser Pf!ndung sind die Åbrigen Miterben (Mus-
ter siehe Rdn 99 ff.).

Zust!ndig fÅr den Erlass des Pf!ndungsbeschlusses ist dasjenige AG als Vollstre-
ckungsgericht, in dessen Bezirk der schuldnerische Miterbe seinen allgemeinen
Gerichtsstand hat (§ 828 Abs. 2 ZPO). Ein Miterbenanteil ist am Sitz des fÅr den
Erblasser Çrtlich und international zust!ndigen deutschen Nachlassgerichts bele-
gen, wenn der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes seinen gewÇhnlichen Aufenthalt
im Inland hatte. Dies ermÇglicht eine einfache und sachgerechte Feststellung des
Orts der Belegenheit des Nachlasses. Die Zust!ndigkeit fÅr Zwangsvollstreckungen
nach Art. 24 Nr. 5 EUV 1215/2012 erfasst nicht die Zust!ndigkeit fÅr Pf!ndungs-
und "berweisungsbeschlÅsse. Die Zust!ndigkeit fÅr die internationale Zust!ndig-
keit fÅr die Pf!ndung und "berweisung einer Forderung oder eines sonstigen Ver-
mÇgensrechts richtet sich nach dem allgemeinen Gerichtsstands des Schuldners im
Inland. Ein hinreichender AnknÅpfungspunkt fÅr einen Inlandsbezug besteht wenn
der Miterbenanteil im Inland belegen ist, in den die beantragte Zwangsvollstre-
ckung betrieben wird.31

Erst mit der Zustellung des Pf!ndungsbeschlusses an den letzten der Miterben ist
die Pf!ndung bewirkt.32 Soll ein Erbanteil mit dem Anspruch auf Auseinanderset-
zung der Erbengemeinschaft gepf!ndet werden, so bedarf es zur Wirksamkeit der
Pf!ndung der Zustellung eines Pf!ndungs- und "berweisungsbeschlusses an alle
Miterben; die Zustellung an einen Nachlasspfleger reicht nicht aus.33

Ist ein Testamentsvollstrecker bestellt und hat dieser sein Amt angenommen,
muss die Zustellung fÅr und gegen alle Miterben ausschließlich an ihn erfolgen.
Der Testamentsvollstrecker hat das alleinige VerfÅgungsrecht Åber den gesamten
Nachlass. Bei mehreren Erben muss er die Auseinandersetzung unter den Erben be-
wirken (§§ 2204 Abs. 1, 2211 Abs. 1 BGB). Die Zustellung des Pf!ndungsbeschlus-
ses an die einzelnen Miterben als Drittschuldner trotz Bestehens der Testaments-
vollstreckung w!re rechtlich wirkungslos. Dies gilt ebenso bei bestehender
Nachlassverwaltung.34

Pf!ndung in Rechtsgemeinschaften
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31 BayObLG vom 1.8.2019, 1 AR 12/19, FamRZ 2020, 41.
32 RG vom 2.3.1915, VII 459/14, RGZ 86, 294; OLG Frankfurt a.M. vom 7.3.1979, 20 W 50/79,

Rpfleger 1979, 205.
33 LG Kassel vom 13.6.1997, 10 S 53/97, MDR 1997, 1032.
34 RG vom 2.3.1915, VII 459/14, RGZ 86, 294; Musielak/Voit/Flockenhaus, ZPO, § 859 Rn 20; ZÇl-

ler/Herget, ZPO, § 859 Rn 16.
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Ist der Testamentsvollstrecker nur bzgl. eines Erben berufen, so ist nur insoweit an
ihn zuzustellen, i.". aber an die Miterben.

Ist einer der Miterben nur Vorerbe, erfolgt die Zustellung des Pf!ndungsbeschlus-
ses an diesen als Drittschuldner. Der eingesetzte Nacherbe ist kein Drittschuld-
ner.35

Der Gl!ubiger, der aufgrund der Pf!ndung als dinglicher Mitberechtigter in die Er-
bengemeinschaft eintritt, unterliegt nunmehr ebenfalls den Beschr!nkungen des
Nacherbenrechts. VerfÅgungen, die der Gl!ubiger zusammen mit den Åbrigen Mit-
vorerben Åber einzelne Nachlassgegenst!nde vornimmt, sind daher im Fall des Ein-
tritts der Nacherbfolge dem Nacherben gegenÅber insoweit unwirksam, als sie des-
sen Recht vereiteln oder beeintr!chtigen wÅrden (§§ 2113 bis 2115 BGB).36

2. Pf!ndungsumfang und -wirkung

Die Pf!ndung umfasst den einzelnen Miterbenanteil als Inbegriff von Rechten und
Pflichten (§§ 1273, 1258 BGB). Die Pf!ndung erfasst auch den Nachlassanteil an
einer frÅheren Erbschaft. Dieser Nachlassanteil ist in dem jetzigen Nachlass nur
ein einzelner Gegenstand, Åber den der einzelne Miterbe allein nicht verfÅgen
kann, sondern nur die Erben gemeinsam.37

Die Pf!ndung bewirkt ein relatives VerfÅgungsverbot i.S.d. §§ 135, 136 BGB. Mit
Wirksamwerden der Pf!ndung erlangt der Gl!ubiger ein Pfandrecht an dem Mit-
erbenanteil des Schuldners (§ 804 Abs. 1 ZPO). Der Gl!ubiger erlangt zwar nicht
die Stellung des schuldnerischen Miterben, er tritt aber als dinglicher Mitberech-
tigter in die Erbengemeinschaft ein.38

Der schuldnerische Miterbe kann nicht mehr alleine Åber seinen Erbanteil als sol-
chen verfÅgen oder ihn !ndern. Er kann auch nicht mehr Åber einzelne Nachlass-
gegenst!nde zusammen mit den Åbrigen Miterben verfÅgen, auch die Auseinander-
setzung mit seinen Miterben ist dem Pf!ndungsgl!ubiger gegenÅber unwirksam.39

Etwas anderes gilt selbstverst!ndlich nur dann, wenn der Pf!ndungsgl!ubiger die
VerfÅgung nachtr!glich genehmigt.

Aufgrund seiner erlangten Rechtsstellung nach der Pf!ndung kann der Gl!ubiger
nunmehr alle diejenigen Rechte wahrnehmen, die dem einzelnen Miterben in der
Erbengemeinschaft zustehen, es sei denn, es handelt sich um ein hÇchstpersÇnli-
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35 StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.303.
36 StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.303.
37 BayObLG vom 29.3.1960, 2 Z 19/60, Rpfleger 1961, 19.
38 FÅr viele: OLG KÇln vom 25.8.2014, 2 Wx 230/14, Rpfleger 2015, 94; StÇber/Rellermeyer, Forde-

rungspf!ndung, E.274.
39 MÅKo-BGB/Gergen, § 2033 Rn 38.
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ches Recht. Diese werden von der Pf!ndung nicht erfasst, da sie nicht Åbertragbar
sind.

Dem Gl!ubiger stehen daher insbes. zu:

nn das gemeinschaftliche Verwaltungsrecht (§ 2038 Abs. 1 BGB),

nn das Recht auf Auseinandersetzung (§ 2042 BGB),

nn der Anspruch auf den ErlÇsanteil nach der Auseinandersetzung (§ 2047 BGB).

Soweit der Gl!ubiger Åber den Umfang des Nachlasses informiert werden will,
steht ihm auch das Recht auf Auskunft und Rechnungslegung gegenÅber den Mit-
erben zu.40

Als hÇchstpersÇnliches Recht und damit von der Pf!ndung nicht mit erfasst kann
der schuldnerische Miterbe die Erbschaft ausschlagen, sofern Form und Fristen
eingehalten werden.41 Das „Recht“ auf Annahme der Erbschaft unterliegt ebenfalls
nicht der Pf!ndung.42 Die Pf!ndung des Rechts auf Annahme der Erbschaft ist we-
der eine Forderung im Sinne der §§ 829 ff. ZPO noch ein VermÇgensrecht im Sinne
des § 857 Abs. 1 ZPO. Materielle Voraussetzung der Pf!ndung nach § 857 ZPO ist,
dass es sich bei dem zu pf!ndenden Recht um ein VermÇgensrecht handelt. Darun-
ter fallen Rechte aller Art, die einen VermÇgenswert derart verkÇrpern, dass die
Pfandverwertung zur Befriedigung des Geldanspruchs des Gl!ubigers fÅhren kann.
Darunter fallen jedoch nicht aus konkreten Rechtsverh!ltnissen sich ergebene Ge-
staltungsrechte sowie hÇchstpersÇnliche Rechte, die an die Person des Schuldners
gebunden sind.

Das Pfandrecht an dem Nachlassanteil ist damit erloschen. Der aufgrund der Aus-
schlagung n!chstberufene Erbe ist kein Rechtsnachfolger des schuldnerischen Mit-
erben, sodass auch hier keine Fortsetzung des Pfandrechts erfolgen kann. Eine
Gl!ubigeranfechtung der Ausschlagung ist grunds!tzlich nicht mÇglich, da keine
Benachteiligung des Gl!ubigers vorliegt.43

Ist Åber den Nachlass Testamentsvollstreckung angeordnet oder besteht die Testa-
mentsvollstreckung auch nur bzgl. des gepf!ndeten Miterbenanteils und verfÅgt der
Testamentsvollstrecker im Rahmen seiner Verwaltung Åber einen einzelnen Nach-
lassgegenstand, ist diese VerfÅgung dem Pf!ndungsgl!ubiger gegenÅber wirksam.
Der Gl!ubiger hat hierzu auch kein Verweigerungsrecht.44
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40 StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.275.
41 MÅKo-BGB/Gergen, § 2033 Rn 38; MÅKo-ZPO/Smid, § 859 Rn 21.
42 OLG MÅnchen vom 19.1.2015, 31 Wx 370/14, Rpfleger 2015, 485 = NJW 2015, 2128.
43 MÅKo-BGB/Gergen, § 2033 Rn 38.
44 BayObLG vom 27.12.1982,1 Z 112/82, Rpfleger 1983, 112.
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3. "bertragung trotz Pf!ndung

a) Nachlassanteil

Der schuldnerische Miterbe kann trotz der Pf!ndung, die nur relative Wirkung
zeigt, Åber seinen Nachlassanteil durch "bertragung, Bestellung eines Nießbrauchs
oder eine andere rechtsgesch!ftliche Handlung verfÅgen. Dennoch kann ein Dritter,
der von der Pf!ndung keine Kenntnis hat, den Nachlassanteil oder das Recht am
Nachlassanteil nicht gutgl!ubig erwerben. Das Pfandrecht ist ein Nebenrecht und
geht kraft Gesetzes als Belastung des gesamten Anteils mit Åber.

Einen gutgl!ubigen Erwerb von Rechten gibt es nicht.45

b) Einzelner Nachlassgegenstand

Dies gilt jedoch nicht bei VerfÅgungen Åber einzelne Nachlassgegenst!nde. Ver-
fÅgen die Miterben zusammen mit dem Schuldner Åber einen einzelnen Nachlass-
gegenstand, so kann ein Dritter, der das Pfandrecht nicht kennt, den Gegenstand
gutgl!ubig erwerben (§§ 932, 936 BGB).46

Das Pfandrecht an dem einzelnen Nachlassgegenstand erlischt. Die mÇgliche Scha-
densersatzpflicht des Schuldners hilft dem Gl!ubiger regelm!ßig nicht weiter, so-
fern dieser vermÇgenslos ist.

Insbesondere ist ein gutgl!ubiger Erwerb auch bei GrundstÅcken mÇglich
(§ 892 Abs. 1 S. 1 BGB). Sofern ein Dritter aus der Grundbucheinsicht nicht ent-
nehmen kann, dass die Miterben Åber das GrundstÅck nicht mehr frei verfÅgen kÇn-
nen, erwirbt er das GrundstÅck oder das Recht an dem GrundstÅck in jedem Fall
gutgl!ubig.

III. Sicherung des Pfandrechts

1. Eintragung im Grundbuch

GrundstÅcke oder grundstÅcksgleiche Rechte geben dem Nachlass grunds!tzlich
Inhalt und Wert. Eine VerfÅgung Åber ein GrundstÅck, die der Schuldner zusammen
mit seinen Miterben trotz der bestehenden Pf!ndung trifft, ist dem Pf!ndungsgl!u-
biger gegenÅber unwirksam. Der Dritte, der das GrundstÅck oder das Recht am
GrundstÅck erwirbt, ist jedoch gutgl!ubig. Zwar geht das Pfandrecht, welches am
gesamten Nachlassanteil besteht und den einzelnen Nachlassgegenstand mit um-
fasst, nicht unter; der Erbteilspfandgl!ubiger erleidet jedoch u.U. eine große wirt-
schaftliche Beeintr!chtigung.
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45 Henseler, Rpfleger 1956, 186; ZÇller/Herget, ZPO, § 859 Rn 17; StÇber/Rellermeyer, Forderungs-
pf!ndung, E.279.

46 ZÇller/Herget, ZPO, § 859 Rn 17; StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.279
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Es ist daher unbestritten, dass die Eintragung des Pfandrechts an dem Erbanteil
auch bei dem GrundstÅck oder einem Recht am GrundstÅck als einem einzelnen
Nachlassgegenstand im Grundbuch zum Schutz vor gutgl!ubigem Erwerb eingetra-
gen werden kann.47

Die Eintragung im Grundbuch erfolgt im Wege der Grundbuchberichtigung, da
die Pf!ndung eine #nderung der VerfÅgungsbefugnis Åber das GrundstÅck darstellt
(§ 892 Abs. 1 S. 2 BGB).

Die Eintragung im Grundbuch geschieht aufgrund formlosen Antrags des Gl!u-
bigers. BeigefÅgt werden muss der wirksame Pf!ndungsbeschluss nebst Zustellung
an alle Miterben bzw. den Testamentsvollstrecker. Der Gl!ubiger hat ein Antrags-
recht als unmittelbar BegÅnstigter (§ 13 Abs. 1 GBO). Die Eintragung im Grund-
buch erfolgt, wenn sich die Pf!ndung auf das GrundstÅck bezieht, in der Abt. II,
sofern es sich auf ein Recht bezieht, in der jeweiligen Ver!nderungsspalte der
Abt. II oder Abt. III bei dem eingetragenen dinglichen Recht. Bei der Eintragung
des Pf!ndungsvermerkes mÅssen die Erben jedoch im Grundbuch voreingetra-
gen sein (§ 39 GBO). Sofern dies noch nicht der Fall ist, kann der Gl!ubiger selbst
die Voreintragung herbeifÅhren. Auch hierzu hat er ein Antragsrecht gem. § 13
Abs. 1 GBO.48

Da das Grundbuch nach dem Tode des Erblassers wiederum unrichtig ist, erfolgt
auch hier die Eintragung im Wege der Grundbuchberichtigung (§ 22 GBO). Den
Unrichtigkeitsnachweis kann der Gl!ubiger durch Vorlage der Ausfertigung eines
Erbscheines oder eines notariellen Testaments nebst Çffentlich beglaubigtem Er-
Çffnungsprotokoll fÅhren (§ 35 GBO). Sofern der Gl!ubiger nicht im Besitz dieser
Urkunde ist, hat er einen Urkundenherausgabeanspruch (§ 792 ZPO). Falls der Erb-
schein noch nicht erteilt ist und auch kein notarielles Testament vorliegt, kann der
Gl!ubiger selbst einen entsprechenden Erbscheinantrag stellen. Falls die Erteilung
des Erbscheins nicht mÇglich ist, z.B. wegen fehlender Angabe i.S.v. § 2354 BGB,
die der Gl!ubiger auch nicht selbst beibringen kann, bleibt dem Gl!ubiger nur die
Pf!ndung des Grundbuchberichtigungsanspruchs des schuldnerischen Miterben ge-
genÅber seinen Miterben (§ 894 BGB). Ggf. muss der Gl!ubiger nach wirksamer
Pf!ndung gegen die Miterben auf „Mitwirkung der Miterben zur Abgabe der erfor-
derlichen Erkl!rungen fÅr einen Erbschein“ Klage einreichen.49
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47 OLG Frankfurt vom 7.3.1979, 20 W 50/79, Rpfleger 1979, 205; OLG Hamm vom 22.3.1960, 15 W
470/59, Rpfleger 1961, 201; MÅKo-BGB/Gergen, § 2033 Rn 38; SchÇner/StÇber, Grundbuchrecht,
Rn 1661; Hintzen, Rpfleger 1992, 262, 263; Hintzen/Wolf, Rn 6.328; BÇttcher, Zwangsvollstreckung
im Grundbuch, Rn 406.

48 H.M.: ZÇller/Herget, ZPO, § 859 Rn 18 m.w.N.; SchÇner/StÇber, Grundbuchrecht, Rn 1663.
49 OLG KÇln vom 19.12.1961, 9 U 95/61, MDR 1962, 574; StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung,

E.284.
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Wichtig ist jedoch in jedem Fall, dass der Gl!ubiger immer darum bemÅht sein
muss, die Pf!ndung im Grundbuch des schuldnerischen Miterben eintragen zu las-
sen. Dies darf und soll nicht an praktischen Schwierigkeiten scheitern.

2. Vorpf!ndung

Auch die Vorpf!ndung (§ 845 ZPO) des Nachlassanteils soll im Grundbuch eintrag-
bar sein, aber nur innerhalb der im Gesetz normierten Ein-Monats-Frist. Nach Ab-
lauf der Frist ist eine Eintragung nicht mehr mÇglich. Falls der Pf!ndungsbeschluss
innerhalb der gesetzlichen Monatsfrist nicht erwirkt wird, ist das Grundbuch un-
richtig. Die im Grundbuch eingetragene Vorpf!ndung ist dann von Amts wegen zu
lÇschen.50

Die Eintragung der Vorpf!ndung im Grundbuch ist abzulehnen.51 Die Vorpf!n-
dung ist eine private Zwangsvollstreckungsmaßnahme des Gl!ubigers und kein ho-
heitlicher Vollstreckungsakt. Die Vorpf!ndungsbenachrichtigung an die Miterben
als Drittschuldner hat die Wirkung eines Arrestes nach § 930 ZPO, sofern die end-
gÅltige Pf!ndung innerhalb von einem Monat erwirkt und wirksam wird. Die Vor-
pf!ndung steht somit unter der auflÇsenden Bedingung des Wirksamwerdens der
nachtr!glichen Pf!ndung. Auch das VerfÅgungsverbot steht und f!llt somit mit
Wirksamwerden der Pf!ndung. Die Eintragungsf!higkeit eines VerfÅgungsverbotes
i.S.v. § 892 Abs. 1 S. 2 BGB muss m.E. jedoch bereits rechtswirksam sein und darf
nicht unter einer auflÇsenden Bedingung stehen. Der Çffentliche Glaube schÅtzt nur
vor eintragungsf!higen relativen VerfÅgungsbeschr!nkungen. Die Vorpf!ndung ist
aber keine solche VerfÅgungsbeschr!nkung mit relativer Wirkung nur gegenÅber
dem Gl!ubiger.52

Sofern der nachfolgende Pf!ndungsbeschluss nicht binnen eines Monats erwirkt
und wirksam wird, ist das Grundbuch im Hinblick auf die Eintragung der Vorpf!n-
dung bereits unrichtig geworden, die Vorpf!ndung w!re von Amts wegen zu lÇ-
schen. Auch eine Verl!ngerung der Monatsfrist durch eine erneute Vorpf!ndung ist
nicht mÇglich. Die Schutzfrist wirkt nur jeweils fÅr einen Monat und ist nicht ver-
l!ngerbar.53

Hinweis

Dem Gl!ubiger ist dennoch zu empfehlen, die zugestellte Vorpf!ndung dem
Grundbuchgericht mitzuteilen. Das Gericht hat die Vorpf!ndung zu beachten
mit der Folge, dass weitere Antr!ge zun!chst nicht erledigt werden kÇnnen.
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50 OLG Naumburg vom 19.11.2015, 12 Wx 46/15, Rpfleger 2016, 222; StÇber/Rellermeyer, Forde-
rungspf!ndung, E.280.

51 So auch BÇttcher, Zwangsvollstreckung im Grundbuch, Rn 416.
52 Hintzen, Rpfleger 1991, 242, 243.
53 StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.506.
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Sollte die Pf!ndung innerhalb der Monatsfrist nachgewiesen werden, ist der
Vermerk Åber das VerfÅgungsverbot mit zeitlicher RÅckwirkung auf den Zeit-
punkt der Zustellung der Benachrichtigung an den Drittschuldner im Grund-
buch zu vermerken. Weitere Antr!ge sind erst rangm!ßig danach zu erledigen.

3. Grundbuchsperre

Die Eintragung des relativen VerfÅgungsverbotes im Grundbuch bewirkt keine
Grundbuchsperre. Nach der Eintragung ist der Gl!ubiger geschÅtzt. VerfÅgungen
des schuldnerischen Miterben Åber das NachlassgrundstÅck oder Åber ein Recht am
GrundstÅck werden im Grundbuch vollzogen, sind dem Pf!ndungsgl!ubiger gegen-
Åber jedoch unwirksam.54

Ausnahme hiervon sind vorzunehmende LÇschungen, z.B. die LÇschung einer
Grundschuld. Mit der LÇschung greift der Pf!ndungsschutz nicht mehr und geht
verloren.55

4. Mehrfache Pf!ndungen

Der Nachlassanteil eines Miterben kann selbstverst!ndlich auch fÅr mehrere Gl!u-
biger gepf!ndet werden. Der Rang dieser Pf!ndungen richtet sich nach dem jeweili-
gen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Pf!ndung, d.h. mit Zustellung an den letz-
ten Miterben als Drittschuldner. Da es sich bei dem VerfÅgungsverbot um kein
dingliches Recht am GrundstÅck handelt, werden die Pf!ndungen im Grundbuch
ohne Rang vermerkt. Die Pf!ndungen werden außerhalb des Grundbuchs wirk-
sam, die Eintragung im Grundbuch hat insoweit nur deklaratorische Bedeutung.
Nach Auffassung von Ripfel und StÇber/Rellermeyer56 ist das wirkliche Rangver-
h!ltnis jedoch dann in das Grundbuch einzutragen, wenn es durch Vorlage der Pf!n-
dungsbeschlÅsse mit den Zustellungsnachweisen in grundbuchm!ßiger Form belegt
wird.

Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden. Die Eintragungen der Pf!ndungs-
vermerke werden zun!chst bestimmt durch den Zeitpunkt des Einganges des An-
trags des Gl!ubigers beim Grundbuchgericht. Sofern sich das VerfÅgungsverbot auf
das GrundstÅck selbst bezieht, erfolgt die Eintragung, wie bereits erw!hnt, in der
Abt. II des Grundbuchs. Die Pf!ndungsvermerke werden dann nacheinander im
Grundbuch eingetragen. Selbst wenn mehrere Antr!ge gleichzeitig beim Grund-
buchgericht eingehen, sind die Pf!ndungsvermerke in beliebiger Reihenfolge im
Grundbuch einzutragen. Sie sind keine dinglichen Rechte und stehen untereinan-
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54 OLG Hamm vom 22.3.1960, 15 W 470/59, Rpfleger 1961, 201.
55 OLG Hamm vom 22.3.1960, 15 W 470/59, Rpfleger 1961, 201; SchÇner/StÇber, Grundbuchrecht,

Rn 1665.
56 Ripfel, NJW 1963, 693; StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.301.
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der in keinem Rangverh!ltnis. Sofern die Eintragung bei einem dinglichen Recht in
der Ver!nderungsspalte erfolgt, teilt sie insgesamt den Rang mit dem Recht in der
Hauptspalte. Haupt- und Ver!nderungsspalte sind immer einheitlich zu lesen. Ein
Rangverh!ltnis der zeitlich unterschiedlich eingetragenen Pf!ndungsvermerke ist
daher aus dem Grundbuch nicht zu ersehen. Die Eintragung eventueller gegenseiti-
ger „Wirksamkeitsvermerke“ verbietet sich.57

IV. Verwertung

1. Verfahren

Der gepf!ndete Miterbenanteil am Nachlass kann dem Gl!ubiger nur zur Einzie-
hung Åberwiesen werden. Eine "berweisung an Zahlungs statt ist unzul!ssig, da
der Miterbenanteil als solcher keinen Nennwert hat.58 Eine andere Verwertung
gem. §§ 844, 857 Abs. 5 ZPO ist ebenfalls zul!ssig – Versteigerung oder freih!ndi-
ger Verkauf.59

2. Rechte des Gl!ubigers

Nach der "berweisung zur Einziehung kann der Gl!ubiger im eigenen Namen den
Anspruch des Schuldners auf Auseinandersetzung gegenÅber den Miterben verlan-
gen und durchsetzen (§ 2042 Abs. 1 BGB). Dem Auseinandersetzungsanspruch des
schuldnerischen Miterben kann entgegenstehen:

nn die Anordnung des Erblassers in der letztwilligen VerfÅgung, dass die Aus-
einandersetzung in Ansehung des Nachlasses ausgeschlossen ist oder

nn dass die Auseinandersetzung einzelner Nachlassgegenst!nde ausgeschlossen ist
oder

nn dass die Auseinandersetzung von der Einhaltung einer KÅndigungsfrist abh!n-
gig ist oder aber

nn dass alle Erben nach dem Erbfall zusammen vor Wirksamwerden der Pf!ndung
den Auseinandersetzungsanspruch auf Zeit oder fÅr immer ausgeschlossen oder
von einer KÅndigungsfrist abh!ngig gemacht haben (§§ 2044 Abs. 1, 749 Abs. 2
und 3, 750, 751, 1010 Abs. 1 BGB).

Dieser zeitliche oder unbegrenzte Ausschluss der Auseinandersetzung gilt nicht ge-
genÅber dem Pf!ndungsgl!ubiger, sofern der der Pf!ndung zugrunde liegende Titel
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57 So auch BÇttcher, Zwangsvollstreckung im Grundbuch, Rn 413.
58 StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.288.
59 AG Kerpen vom 14.11.2018, 34 M 921/18, Rpfleger 2019, 471; Behr, JurBÅro 1996, 233, 234.
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rechtskr!ftig ist (§§ 2042 Abs. 2, 751 BGB).60 Dieser Auffassung wird mit beacht-
lichen GrÅnden widersprochen,61 die im Ergebnis aber nicht Åberzeugen kÇnnen.62

Ist der zugrunde liegende Titel nur vorl!ufig vollstreckbar, bleibt dem Gl!ubiger
immer noch die MÇglichkeit der Auseinandersetzungsvermittlung durch das Nach-
lassgericht (§ 363 FamFG).63

Ist der schuldnerische Miterbe nur Vorerbe, kann der Erbanteil ebenfalls zur Ein-
ziehung Åberwiesen werden. Der gesamte Vorerbenanteil ist ver!ußerbar, der Pf!n-
dungsgl!ubiger tritt als dinglicher Mitberechtigter in die Position des Vorerben und
unterliegt der VerfÅgungsbeschr!nkung des Nacherbenrechts. Da jedoch VerfÅgun-
gen bei Eintritt der Nacherbfolge diesem gegenÅber unwirksam sind, kann der
pf!ndende Gl!ubiger den Vorerbenanteil nicht verwerten, er bleibt deshalb prak-
tisch auf die Nutzungen dieses Erbanteils beschr!nkt.64

Nach anderer Auffassung65 darf weder eine Ver!ußerung des gepf!ndeten Erb-
anteils noch dessen "berweisung zur Einziehung angeordnet werden. Eine Verwer-
tung ist nach § 773 ZPO unzul!ssig. Der Nacherbe kann jederzeit der "berweisung
zur Einziehung widersprechen. Ein Verstoß gegen Treu und Glauben kann vorlie-
gen, wenn der Gl!ubiger eines Mitvorerben die Zwangsversteigerung betreibt und
der andere Miterbe insoweit Nacherbe ist.66

3. Rechtsgesch!ftliche Verwertung

Der "berweisungsbeschluss gibt dem Pf!ndungsgl!ubiger das Recht, im eigenen
Namen anstelle des Schuldners diejenigen Erkl!rungen abzugeben, die die Aus-
einandersetzung unter den Åbrigen Miterben herbeifÅhrt. Durch eine "berweisung
zur Einziehung wird der Gl!ubiger zu allen im Recht des Schuldners begrÅndeten,
der Befriedigung dienenden Maßnahmen erm!chtigt. Wird dem Gl!ubiger ein Erb-
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60 Dassler/Schiffhauer/Hintzen, ZVG, § 181 Rn 21; Hintzen/Wolf, Rn 12.85.
61 AG Frankfurt am Main vom 13.9.2010, 845 K 033/10 bzw. LG Frankfurt am Main vom 21.12.2010,

2–09 T 482/10, Rpfleger 2011, 684: § 1010 BGB enth!lt keine im Rahmen von § 751 BGB entspre-
chende Regelung. Es soll daher auch keine Veranlassung bestehen, auch in den F!llen des § 1010
BGB auf § 751 S. 2 BGB zurÅckzugreifen. Einen ausdrÅcklichen Verweis auf die Geltung des § 751
S. 2 ZPO enth!lt § 1010 BGB nicht. Eine RegelungslÅcke, die jedenfalls mit einer analogen Anwen-
dung des § 751 S. 2 BGB zu schließen w!re, ist nicht erkennbar. Denn § 1010 BGB regelt einen
wirtschaftlich erheblich anderen Sachverhalt als den in § 751 S. 1 BGB. Es ist auch nicht einsichtig,
warum ein Pf!ndungspfandgl!ubiger besser gestellt sein sollte als ein rechtsgesch!ftlicher Erwer-
ber, der sich eine ins Grundbuch eingetragene Vereinbarung des Ausschlusses der Aufhebung der
Gemeinschaft entgegenhalten lassen mÅsste.

62 Vgl. nur BÇttcher, ZVG, § 180 Rn 14; Dassler/Schiffhauer/Hintzen, ZVG, 181 Rn 21.
63 ZÇller/Herget, ZPO, § 859 Rn 19.
64 StÇber/Rellermeyer, Forderungspf!ndung, E.303; fÅr die Verwertung nach § 857 Abs. 4 MÅKo-

ZPO/Smid, § 859 Rn 23.
65 Haegele, BWNotZ 1976, 129.
66 OLG Celle vom 31.10.1967, 4 W 108/67, NJW 1968, 801.

7733

7744

7755

7766




